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§ 21 
Geschmacksmusterstreitsachen 

Auf Grund des § 15 Abs. 2 des Geschmacks­
mustergesetzes wird die Zuständigkeit für 
Geschmacksmusterstreitsachen übertragen dem 
1. Landgericht München I 

für die Landgerichtsbezirke des Oberlandes­
gerichtsbezirks München, 

2. Landgericht Nürnberg-Fürth 
für die Landgerichtsbezirke der Oberlandes­
gerichtsbezirke Nürnberg und Bamberg. 

§ 22 
Sortenschutzstreitsachen 

Auf Grund des § 38 Abs. 2 Satz 1 des Sorten­
schutzgesetzes werden die Sortenschutzstreit­
sachen nach § 38 Abs. 1 des Sortenschutzgesetzes 
dem Landgericht München I für alle übrigen Land­
gerichte des Freistaates Bayern übertragen. 

§ 23 
Warenzeichenstreitsachen 

Auf Grund des § 32 Abs.1 Satz 1 des Waren­
zeichengesetzes werden als Gerichte für Waren­
zeichenstreitsachen bestimmt das 
1. Landgericht München I 

für den Bezirk des Oberlandesgerichts München, 

2. Landgericht Nürnberg-Fürth 

für die Bezirke der Oberlandesgerichte Nürnberg 
und Bamberg. , 

§ 24 

Urheberrechtsstreitsachen 
(1) Auf Grund des § 105 Abs. 2 des Urheberrechts­

gesetzes werden die zur Zuständigkeit der Amts­
gerichte gehörenden Urheberrechtsstreitsachen 
den Amtsgerichten am Sitz der Landgerichte je­
weils für alle Amtsgerichtsbezirke des übergeord­
neten Landgerichts übertragen, dem Amtsgericht 
München auch für die Amtsgerichtsbezirke des 
Landgerichts München 11. 

(2) Auf Grund des § 105 Abs. 1 des Urheberrechts­
gesetzes werden Urheberrechtsstreitsachen, für die 
die Landgerichte in erster Instanz oder in der Beru­
fungsinstanz zuständig sind, übertragen dem 
1. Landgericht München I 

für die Landgerichtsbezirke des Oberlandes­
gerichts München, 

2. Landgericht Nürnberg-Fürth 
für die Landgerichtsbezirke der Oberlandesge­
richte Nürnberg und Bamberg. 

Abschniti V 

Besondere Sachgebiete 

§25 

Landwirtschaftssachen 
1 Auf Grund des § 8 Satz 1 des Gesetzes über das 

gerichtliche Verfahren in Landwirtschaftssachen 
werden die zur Zuständigkeit der Amtsgerichte ge-

hörenden Geschäfte in Landwirtschaftssachen je­
weils dem Amtsgericht am Sitz des Landgerichts 
für alle Amtsgerichte des Landgerichtsbezirks 
übertragen. 2Das gilt für das Amtsgericht München 
auch hinsichtlich des Landgerichtsbezirks Mün­
chen 11. 

§26 

Verfahren nach dem Baugesetzbuch 
Auf Grund des § 219 Abs. 2 Satz 1 des Baugesetz­

buchs werden die Verhandlungen und Entschei­
dungen über Anträge auf gerichtliche Entschei­
dung in Verfahren nach dem Baugesetzbuch über­
tragen dem Landgericht 
1. Ansbach 

für die Bezirke der Landgerichte Ansbach und 
Nürnberg-Fürth, 

2. Augsburg 

für die Bezirke der Landgerichte Augsburg, 
Kempten (Allgäu) und Memmingen, 

3. Bayreuth 
für die Bezirke der Landgerichte Bamberg, Bay­
reuth, Coburg und Hof, 

4. Landshut 
für die Bezirke der Landgerichte Deggendorf, 
Landshut und Passau, 

5. München I 

für die Bezirke der Landgerichte Ingolstadt, 
München I, München 11 und Traunstein, 

6. Regensburg 
für die Bezirke der Landgerichte Amberg, Re­
gensburg und Weiden i. d. OPf., 

7. Würzburg 
für die Bezirke der Landgerichte Aschaffenburg, 
Schweinfurt und Würzburg. 

§27 

Binnenschiffahrtssachen 

Auf Grund des § 4 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über 
das gerichtliche Verfahren in Binnenschiffahrtssa­
chen werden die Verhandlung und Entscheidung 
von Binnenschiffahrtssachen übertragen dem 
1. Amtsgericht Bamberg 

als Schiffahrtsgericht für die Gewässer in den 
Landgerichtsbezirken Bamberg, Bayreuth, Co­
burg und Hof, 

2. Amtsgericht Ingolstadt 
als Schiffahrtsgericht für die Gewässer in dem 
Landgerichtsbezirk Ingolstadt und in den Amts­
gerichtsbezirken Dillingen a. d. Donau, Günz­
burg, Neu-Ulm und Nördlingen, 

3. Amtsgericht Lindau (Bodensee) 
als Schiffahrtsgericht 

a) für den Bodensee, 
b) für die Gewässer in dem Landgerichtsbezirk 

Kempten (Allgäu), 
c) für die Gewässer in dem Amtsgerichtsbezirk 

Memmingen, 
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4. Amtsgericht Nürnberg 

als Schiffahrtsgericht für die Gewässer in den 
Landgerichtsbezirken Ansbach und Nürnberg­
Fürth, 

5. Amtsgericht Regensburg 

als Schiffahrtsgericht für die Gewässer in den 
Landgerichtsbezirken Amberg, Deggendorf, 
Landshut, Passau, Regensburg und Weiden i. d. 
OPf., 

.. 6. Amtsgericht Starnberg 

als Schiffahrtsgericht für die Gewässer in den 
Landgerichtsbezirken Augsburg - ausgenommen 
für die Gewässer in den Amtsgerichtsbezirken 
Dillingen a. d. Donau und Nördlingen -, Mün­
chen I und München 11, 

7. Amtsgericht Traunstein 

als Schiffahrtsgericht für die Gewässer in dem 
Landgerichtsbezirk Traunstein, 

8. Amtsgericht Würz burg 

als Schiffahrtsgericht für die Gewässer in den 
Landgerichtsbezirken Aschaffenburg, Schwein­
furt und Würzburg, 

9. Oberlandesgericht Nürnberg 

als Schiffahrtsobergericht für die Schiffahrtsge­
richte im Freistaat Bayern. Dies gilt auch für 
Rechtsbeschwerden in Bußgeldsachen. 

§28 

Führung des Schiffsregisters und 
des Schiffsbauregisters 

(1) Auf Grund des § 1 Abs. 2 Satz 1 der Schiffsregi­
sterordnung wird die Führung des Schiffsregisters 
für Schiffe, deren Heimatort in einem der nach­
stehend aufgeführten Gebiete liegt, übertragen dem 

1. Amtsgericht Regensburg 

für das von der Donau und ihren nördlichen Ne­
benflüssen umfaßte sowie für das südlich der Do­
nau gelegene Gebiet des Freistaates Bayern, 

2. Amtsgericht Würzburg 

für das übrige Gebiet des Freistaates Bayern. 

(2) lAuf Grund des § 65 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 1 Abs. 2 Satz 1 der Schiffsregisterordnung wird die 
Führung des Schiffsbauregisters den Amtsgerich­
ten übertragen, bei denen ein Schiffsregister ge-

. führt wird. 2Das Bauwerk eines Schiffes ist in das 
Schiffsbauregister des Amtsger ichts einzut ragen, 
in dessen Schiffsregister das fertige Schiff einzu­
tragen wäre, wenn der Bauort sein Heimatort wäre. 

Abschnitt VI 

Zwangsvollstreckungs- und Konkursrecht 

§29 

Zwangsversteigerungs-, Zwangsverwaltungs­
und Konkurssachen 

Auf Grund von § 1 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über 
die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwal­
tung sowie § 71 Abs. 3 Satz 1 der Konkursordnung 
wird bestimmt: 

1. I Die Zwangsversteigerungs-, Zwangsverwal­
tungs- und Konkurssachen werden jeweils dem 
Amtsgericht am Sitz des übergeordneten Land­
gerichts für alle Amtsgerichte des betreffenden 
Landgerichtsbezirks übertragen. 2Dies gilt für 
das Amtsgericht München auch hinsichtlich der 
Amtsgerichte des Landgerichtsbezirks Mün-
chen 11. . 

2. In Abweichung von Nummer 1 sind zuständig 

a) im Landgerichtsbezirk Ansbach 

für den Amtsgerichtsbezirk Weißenburg i. 
. Bay. 

das AmtsgerichtWeißenburg i. Bay., 

b) im Landgerichtsbezirk Kempten (Allgäu) 

für den Amtsgerichtsbezirk Kaufbeuren 

das Amtsgericht Kaufbeuren, 

c) im Landgerichtsbezirk Memm ingen 

für die Amtsgerichtsbezirke Günzburg und 
Neu-Ulm 

das Amtsgericht Neu-Ulm, 

d) im Landgerichtsbezirk München 11 

- für die Amtsgerichtsbezirke Garmisch­
Partenkirchen, Starnberg und Weilheim i. 
OB 

das Amtsgericht Weilheim i. OB 

- für die Amtsgerichtsbezirke Miesbach und 
Wolfratshausen 

das Amtsgericht Wolfratshausen, 

e) im Landgerichtsbezirk Nürnberg-Fürth 

für die Amtsgerichtsbezirke Erlangen, Fürth 
und Neustadt a. d. Aisch 

das Amtsgericht Fürth, 

f) im Landgerichtsbezirk Regensburg 

für den Amtsgerichtsbezirk Straubing 

das Amtsgericht Straubing, 

g) im Landgerichtsbezirk Traunstein 

- für die Amtsgerichtsbezirke Altötting und 
Mühldorf a. Inn 

das Amtsgericht Mühldorf a. Inn 

- für den Amtsgerichtsbezirk Rosenheim 

das Amtsgericht Rosenheim. 

Zweiter Teil 

Strafrecht, Strafvollstreckung und 
Recht der Ordnungswidrigkeiten 

§30 

Strafsachen 

(1) I{\.uf Grund von § 58 Abs.l Satz 1 GVG und § 33 
Abs.4 Satz 1 des Jugendgerichtsgesetzes (J GG) 
wird bestimmt: 

Die Entscheidung der Strafsachen einschließlich 
Jugendsachen wird, soweit das Amtsger icht im vor­
bereitenden Verfahren oder im Hauptverfahren zu­
ständig ist, dt:n in den Absätzen 2 und 3 bestimmten 
Amtsgerichten (Haftgerichten) übertragen, wenn 
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1. im vorbereitenden Verfahren nach den Bestim­
mungen der Strafprozeßordnung (StPO) der zu­
ständige oder der nächste Amtsrichter oder der 
Amtsrichter des Bezirks der vorläufigen Fest­
nahme über die Anordnung, den Vollzug oder die 
Aufhebung der Untersuchungshaft zu entschei­
denhat, 

2. der Staatsanwalt gleichzeitig mit der Erhebung 
der öffentlichen Klage, dem Antrag auf Erlaß ei­
nes Strafbefehls oder dem Antrag auf Aburtei­
lung im beschleunigten Verfahren die Anord­
nung der Untersuchungshaft beantragt, 

3. sich der Beschuldigte oder einer der Beschuldig­
ten bei der Erhebung der öffentlichen Klage, dem 
Antrag auf Erlaß eines Strafbefehls oder dem 
Antrag auf Aburteilung.im beschleunigten Ver­
fahren in Untersuchungshaft oder in Strafhaft 
befindet oder gegen den Beschuldigten oder 
einen der Beschuldigten eine mit Freiheitsent­
ziehung verbundene Maßregel der Besserung 
und Sicherung vollzogen wird oder in der ange­
klagten Sache ein vollziehbarer oder ein außer 
Vollzug gesetzter Haftbefehl besteht, 

4. einer der in § 21 Abs. 1, § 22 Abs. 1, § 45 Abs. 5, § 47 
Abs. 3, § 64 Abs. 2 oder § 65 des Gesetzes über die 
internationale Rechtshilfe in Strafsachen ge­
nannten Fälle vorliegt. 

21n den Fällen des Satzes 1 Nrn. 1 bis 3 steht der Un­
tersuchungshaft die einstweilige Unterbringung 
(§ 126a StPO) gleich. 31st wegen eingetretener 
außergewöhnhcher Verkehrsschwierigkeiten die 
Vorführung des Beschuldigten bei dem Haftgericht 
innerhalb der vorgeschriebenen Frist nicht mög­
lich, so ist auch das Amtsgericht zuständig, das oh­
ne diese Vorschrift nach der Strafprozeßordnung 
zuständig wäre. 

(2) lAis Haftgericht ist zuständig jeweils das 
Amtsgericht am Sitz des übergeordneten Landge­
richts für alle Amtsgerichtsbezirke des betreffen­
den Landgerichtsbezirks. 2Dies gilt für das Amtsge­
richt München auch hinsichtlich der Amtsgerichts­
bezirke des Landgerichtsbezirks München 11. 

(3) In Abweichung von Absatz 2 sind als Haft­
gerichte zuständig: 

1. für m ä n n I ich e Beschuldigte 

a) im Landgerichtsbezirk Augsburg 

das Amtsgericht Landsberg a. Lech 

für seinen Bezirk, jedoch nicht für Jugendli­
che und Heranwachsende (§ 1 Abs. 2 JGG), 

b) im Landgerichtsbezirk Coburg 

das Amtsgericht Kronach 

für den gesamten Landgerichtsbezirk, 

c) im Landgerichtsbezirk Ingolstadt 

das Amtsgericht Neuburg a. d. Donau 

für die Amtsgerichtsbezirke Neuburg a. d. 
Donau und Pfaffenhofen a. d. 11m, 

d) im Landgerichtsbezirk Memmingen 

das Amtsgericht Neu-Ulm 

für die Amtsgerichtsbezirke Günzburg und 
Neu-Ulm, 

e) im Landgerichtsbezirk München 11 

das Amtsgericht Erding 

für die Amtsgerichtsbezirke Ebersberg, Er­
ding und Freising, 

das Amtsgericht Garmisch-Partenkirchen 

für seinen Bezirk, 

das Amtsgericht Weilheim i. OB 

für die Amtsgerichtsbezirke Weilheim i. OB 
und Wolfratshausen, 

f) im Landgerichtsbezirk Nürnberg-Fürth 

das Amtsgericht Erlangen 

für seinen Bezirk, 

das Amtsgericht Fürth 

für die Amtsgerichtsbezirke Fürth und Neu­
stadt a. d. Aiseh, 

g) im Landgerichtsbezirk Traunstein 

das Amtsgericht Laufen 

für seinen Bezirk, 

das Amtsgericht Mühldorf a. Inn 

für die Amtsgerichtsbezirke AItötting und 
Mühldorf a. Inn, 

2. für we i b I ich e Beschuldigte 

a) im Landgerichtsbezirk Amberg 

das Amtsgericht Regensburg 

für den gesamten Landgerichtsbezirk Am­
berg, 

b) im Landgerichtsbezirk Ansbach 

das Amtsgericht Nürnberg 

für den gesamten Landgerichtsbezirk Ans­
bach, 

c) im Landgerichtsbezirk Coburg 

das Amtsgericht Bamberg 

für den gesamten Landgerichtsbezirk Coburg, 

d) im Landgerichtsbezirk Ingolstadt 

das Amtsgericht München 

für den gesamten Landgerichtsbezirk Ingol­
stadt, 

e) im Landgerichtsbezirk Kempten (Allgäu) 

das Amtsgericht Memmingen 

für den gesamten Landgerichtsbezirk Kemp­
ten (Allgäu), 

f) im Landgerichtsbezirk Landshut 

das Amtsgericht München 
für den gesamten Landgerichtsbezirk Lands­
hut, 

g) im Landgerichtsbezirk München 11 

das Amtsgericht Garmisch-Partenkirchen 

für die Amtsgerichtsbezirke Garmisch-Par­
tenkirchen und Weilheim i. OB, 

h) im Landgerichtsbezirk Nürnberg-Fürth 

das Amtsgericht Fürth 

für die Amtsgerichtsbezirke Fürth und Neu­
stadt a. d. Aiseh, 
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i) im Landgerichtsbezirk Schweinfurt § 34 

das Amtsgericht Würzburg 

für den gesamten Landgerichtsbezirk 
Schweinfurt, 

k) im Landgerichtsbezirk Weiden L d. OPf. 

das Amtsgericht Regensburg 

für den gesamten Landgerichtsbezirk Weiden 
Ld.OPf. 

§31 

Wirtschaftsstrafsachen 
bei den Landgerichten' 

Auf Grund des § 74c Abs. 3 Satz 1 GVG werden 
Strafsachen (Wirtschafts strafsachen:) nach § 74c 
Abs. 1 Nrn. 1 bis 3, 5 und 6 GVG, soweit das Landge­
richt nach § 74 Abs. 1 GVG als Gericht des ersten 
Rechtszugs zuständig ist, übertragen dem 

1. Landgericht Augsburg 

für die Bezirke der Landgerichte Augsburg, 
Kempten (Allgäu) und Memmingen, 

2. Landgericht Hof 

für die Bezirke der Landgerichte Bamberg, Bay­
reuth, Coburg und Hof, 

3. Landgericht Landshut 

für die Bezirke der Landgericbte Deggendorf, 
Landshut und Passau, 

4. Landgericht München 11 

für die Bezirke der Landgerichte Ingolstadt, 
München 11 und Traunstein, 

5. Landgericht Nürnberg-Fürth 

für die Bezirke der Landgerichte Amberg, Ans­
bach, Nürnberg-Fürth, Regensburg und Weiden L 
d.OPf., 

6. Landgericht Würzburg 

für die Bezirke der Landgerichte Aschaffenburg, 
Schweinfurt und Würzburg. 

§32 

Wirtschaftsstrafsachen 
bei den Amtsgerichten 

Auf Grund des § 13 Abs. 1 Satz 2 des Wirtschafts­
strafgesetzes 1954 werden Wirtschafts strafsachen 
aus dem Landgerichtsbezirk München 11 dem 
Amtsgericht München übertragen. 

§33 

Strafsachen 
nach dem Außenwirtschaftsgesetz 

Auf Grund des § 43 Abs. 1 Satz 2 des Außenwirt­
schaftsgesetzes werden die zur sachlichen Zustän­
digkeit der Amtsgerichte gehörenden Strafsachen 
nach § 34 des Außenwirtschaftsgesetzes aus den 
Amtsgerichtsbezirken des Landgerichts Mün­
chen 11 dem Amtsgericht München übertragen. 

Steuerstrafsachen bei den Amtsgerichten 

lAuf Grund des § 391 Abs. 2 Satz 1 der Abgaben­
ordnung wird die Zuständigkeit in Steuerstraf­
sachen auch für die Amtsgerichte der angegebenen 
Landgerichtsbezirke übertragen dem Amtsgericht 

1. Augsburg 

für die Landgerichtsbezirke Kempten (Allgäu) 
und Memmingen, 

2. Hof 

für die Landgerichtsbezirke Bamberg, Bayreuth 
undCoburg, 

3. München 

für den Landgerichtsbezirk München 11, 

4. Nürnberg 

für den Landgerichtsbezirk Ansbach, 

.5. Regensburg 
für die Landgerichtsbezirke Amberg und Weiden 
Ld.OPf., 

6. Passau 

für den Landgerichtsbezirk Deggendorf, 

7. Würzburg 

für die Landgerichtsbezirke Aschaffenburg und 
Schweinfurt. 

2Dies gilt für Bußgeldverfahren wegen Steuerord­
nungswidrigkeiten entsprechend. 

§ 35 

, Bußgeldverfahren 

Auf Grund des § 68 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) wird bestimmt: 

1. I Bei einem Einspruch gegen den Bußgeldbe­
scheid einer bayerischen Verwaltungsbehörde, 
deren Amtsbezirk mindestens zwei Landkreise 
vollständig umfaßt, entscheidet das Amtsgericht, 
in dessen Bezirk die geahndete Ordnungswidrig­
keit oder eine der Ordnungswidrigkeiten began­
gen worden ist oder der Betroffene im Zeitpunkt 
des Einspruchs seinen Wohnsitz hat, sofern der 
für die Zuständigkeit maßgebliche Ort im Amts­
bezirk der Verwaltungsbehörde liegt. 2§ 37 Abs. 3 
OWiG gilt entsprechend. I 

2. Läßt sich nach Nummer 1 die örtliche Zuständig­
keit nicht bestimmen, verbleibt es bei der in § 68 
Abs. 1 Satz 1 OWiG vorgesehenen Zuständigkeit 
des Amtsgerichts, in dessen Bezirk die Verwal­
tungsbehörde ihren Sitz hat. 

3. Die Nummern 1 und 2 finden keine Anwendung 
bei einem Einspruch gegen einen Bußgeldbe­
scheid 

a) eines Finanzamts wegen einer Steuerord­
nungswidrigkeit, 

b) der Landesanstalt für Ernährung, 

c) des Staatsministeriums für Landesentwick­
lung und Umweltfragen und des Landesamts 
für Umweltschutz wegen einer Ordnungswid­
rigkeit gegen das Atom- und Strahlenschutz­
recht. 
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§ 36 

Auswärtige Strafvollstreckungskammern 

Auf Grund des § 78a Abs. 2 Satz 2 GVG werden 
folgende auswärtige Strafvollstreckungskammern 
gebildet: 

1. für den Bezirk des Amtsgerichts Straubing in 
Straubing drei auswärtige Strafvollstreckungs­
kammern des Landgerichts Regensburg; zwei 
Kammern werden die ' Entscheidungen übertra­
gen, die nach § 78b Abs. 1 GVG in der Besetzung 
mit einem Richter zu treffen sind, einer Kammer 
die sonstigen Fälle des § 78b Abs. 1 GVG; 

2. für den jeweiligen Amtsgerichtsbezirk je eine 
auswärtige Strafvollstreckungskammer 

a) des Landgerichts Augsburg 

bei den Amtsgerichten Aichach, Landsberg a. 
Lech und Nördlingen (mit Sitz in Donau­
wörth), 

b) des Landgerichts Coburg 

bei dem Amtsgericht Kronach, 

c) des Landgerichts Ingolstadt 

bei dem Amtsgericht Neuburg a. d. Donau, 

d) des Landgerichts Memmingen 

bei dem Amtsgericht Neu-Ulm, 

e) des Landgerichts München 11 

bei den Amtsgerichten Erding, Garmisch­
Partenkirchen und Weilheim, 

f) des Landgerichts Schweinfurt 

bei dem Amtsgericht Neustadt a. d. Saale, 

g) des Landgerichts Traunstein 

bei dem Amtsgericht Mühldorf a. Inn; 

diesen Strafvollstreckungskammern werden die 
Entscheidungen übertragen, die nach § 78b Abs. 1 
GVG in der Besetzung mit einem Richter zu tref­
fen sind. 

Dritter Teil 

tlbergangs- und Schlußvorschriften 

§ 37 

(1) IDiese Verordnung tritt am 1. März 1988 in 
Kraft. 2Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. die Verordnung über die Bildung von Kammern 
für Handelssachen vom 30. Mai 1984 (GVBI 
S. 231, BayRS 300-2-1-J), 

2. die Verordnung über die Zivilsenate des Ober­
landesgerichts München in Augsburg (BayRS 
300-2-6-J), geändert durch Verordnung vom 
29. Juli 1987 (GVBl S. 277), 

3. die Verordnung über Gerichte für Warenzei­
chenstreitsachen (BayRS 300-3-1-J), 

4. die Verordnung über die Zuweisung von Patent­
streitsachen an zwei Landgerichte (BayRS 
300-3-2-J), 

5 . . die Verordnung über die Zuständigkeit in Wert­
papierbereinigungssachen vom 15. Mai 1987 
(GVBI S. 147, BayRS 300-3-3-J), 

6. die Verordnung über die Zuständigkeit des 
Amtsgerichts München in Wirtschafts straf­
sachen (BayRS 300-3-4-J), 

7. die Verordnung über die Zuständigkeit der 
Kammern für Wertpapierbereinigung (BayRS 
300-3-5-J), 

8. die Verordnung über die örtliche Zuständigkeit 
der Landgerichte in Verfahren nach dem Bun­
desbaugesetz (BayRS 300-3-6-J), 

9. die Verordnung über die Zuständigkeit der 
Amtsgerichte und der Landgerichte in Urheber­
rechtsstreitsachen (BayRS 300-3-7-J), 

10. die Verordnung über die Zuständigkeit für Ent­
scheidungen nach § 98 Abs. 1, § 99 Abs. 3 Satz 5 
und § 132 Abs. 1 des Aktiengesetzes (BayRS 
300-3-8-J), 

11. die Verordnung über die Zuständigkeit für Ent­
scheidungen nach § 30 Satz 1 und § 34 Satz 4 des 
Umwandlungsgesetzes (BayRS 300-3-9-J), 

12. die Verordnung über die Zuständigkeit des 
Amtsgerichts München in Strafsachen nach 
dem Außenwirtschaftsgesetz (BayRS 300-3-
10-J), 

13. die Verordnung über die Zuständigkeit der 
Landgerichte und der Oberlandesgerichte für 
Entscheidungen nach dem Gesetz gegen Wett­
bewerbsbeschränkungen (BayRS 300-3-11-J), 

14. die Verordnung über die Zuständigkeit der 
Amtsgerichte und der Oberlandesgerichte in 
Binnenschiffahrtssachen vom 26. September 
1983 (GVBI S. 795, BayRS 300-3-12-J), 

15. die Verordnung über die Zuständigkeit der 
Amtsgerichte in Landwirtschaftssachen 
(BayRS 300-3-14-J), 

16. die Verordnung über die Zuständigkeit für den 
Rechtsentscheid in Mietsachen (BayRS 300-3-
15-J), 

17. die Verordnung über die örtliche Zuständigkeit 
der Amtsgerichte in Bußgeldverfahren vom 
31.Juli 1984 (GVBI S. 266, BayRS 300-3-16-J), 

18. die Verordnung über die Zuständigkeit der 
Amtsgerichte zur Führung des Schiffsregisters 
und des Schiffsbauregisters (BayRS 300-3-17 -J), 

19. die Verordnung über die Zuständigkeit der 
Landgerichte in Sortenschutzstreitsachen 
(BayRS 300-3-18-J), 

20. die Verordnung über die Zuständigkeit der 
Amtsgerichte in Zwangsversteigerungs-, 
Zwangsverwaltungs- und Konkurssachen 
(BayRS 300-3-19-J), 

21. die Verordnung über die Zuständigkeit der 
Amtsgerichte in Strafsachen (BayRS 300-3-
21-J), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
29. April 1983 (GVBl S. 230), 

22. die Verordnung über die Bildung von auswärti-
gen Strafvollstreckungskammern (BayRS 
300-3-23-J), 

23. die Verordnung über die Zuständigkeit der 
Amtsgerichte in Steuerstrafsachen (BayRS 
300-3-24-J), 
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24. die Verordnung über die Zuständigkeit der 
Landgerichte für Klagen nach § 13 des Gesetzes 
zur Regelung des Rechts der Allgemeinen Ge­
schäftsbedingungen (BayRS 300-3-25-J), 

25. die Verordnung über die Zuständigkeit für das 
Verfahren über die Festsetzung des Regelunter­
halts nichtehelicher Kinder (BayRS 300-3-26-J), 

26. die Verordnung über die Zuständigkeit von 
Landgerichten in Wirtschafts strafsachen 
(BayRS 300-3-27-J), 

27. die Verordnung über die Zuständigkeit für das 
Vereinfachte Verfahren zur Abänderung von 
Unterhaltstiteln (BayRS 300-3-28-J), 

28. die Verordnung über die Zuständigkeit der 
Landgerichte in Gebrauchsmusterstreitsachen 
vom 9. März 1987 (GVBI S. 83, BayRS 300-3-
30-J), 

29. die Verordnung über die Zuständigkeit der 
Landgerichte in Geschmacksmusterstreitsa­
chen vom 22. April 1987 (GVBl S. 126, BayRS 
300-3-31-J). 

(2) § 7 tritt am 1. Juli 1988 in Kraft. 

(3) Auf Grund des § 125 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar­
keit wird bestimmt: 

1. § 1 Abs. 2 der Verordnung über die Zuständigkeit 
der Amtsgerichte zur Führung des Handels­
registers (BayRS 300-3-20-J) erhält folgende 
Fassung: 

,,(2) In Abweichung von Absatz 1 Satz 1 sind 
zuständig 

1. das Amtsgericht Neuburg a. d. Donau 

für die Amtsgerichtsbezirke Neuburg a. d. Do­
nau (Landgerichtsbezirk Ingolstadt) und Nörd­
lingen (Landgerichtsbezirk Augsburg), 

2. das Amtsgericht München 

auch für die Amtsgerichtsbezirke Ingolstadt 
und Pfaffenhofen a. d. 11m (Landgerichtsbezirk 
Ingolstadt), 

3. das Amtsgericht Fürth 

für die Amtsgerichtsbezirke Erlangen, Fürth 
und Neustadt a. d. Aisch (Landgerichts bezirk 
Nürnberg-Fürth), 

4. das Amtsgericht Straubing 

für den Amtsgerichtsbezirk Straubing (Land­
gerichtsbezirk Regensburg)." 

2. Nummer 1 tritt am 1. März 1988 in Kraft. 

3. Die Verordnung über die Zuständigkeit der 
Amtsgerichte zur Führung des Handelsregisters 
(BayRS 300-3-20-J) tritt am 1. Juli 1988 außer 
Kraft. 

(4) Auf Grund des Art. 2 des Gesetzes über die Zu­
ständigkeit der Gerichte bei Änderungen der Ge­
richtseinteilung vom 6. Dezember 1933 (BGBl III 
300-4) wird bestimmt: 

Für die bis zum 30. Juni 1988 angemeldeten Ge­
schmacksmuster bleiben über den 1. Juli 1988 hin­
aus zuständig 

1. das Amtsgericht Neuburg a. d. Donau 

für die Amtsgerichtsbezirke Neuburg a. d. Donau 
(Landgerichts bezirk Ingolstadt) und Nördlingen 
(Landgerichtsbezirk Augsburg), 

2. das Amtsgericht München 

auch für die Amtsgerichtsbezirke Ingolstadt und 
Pfaffenhofen a. d. 11m (Landgerichtsbezirk Ingol­
stadt). 

(5) Verfahren, die vor Inkrafttreten der §§ 8,10 bis 
14 und 20 anhängig geworden sind, gehen zu diesem 
Zeitpunkt auf die neu zuständigen Gerichte über. 

(6) Soweit andere Vorschriften des Landesrechts 
im Rang unter dem Gesetz auf den aufgehobenen 
Vorschriften beruhen oder auf sie verweisen, treten 
an deren Stelle die Bestimmungen dieser Verord­
nung. 

München, den 2. Februar 1988 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz 

Dr. M. Be r g hof e r - W ei c h n e r 
Staatsministerin 



16 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 2/1988 

805--2-A 

Druckfehlerberichtigung 

Die Verordnung über Zuständigkeiten auf dem 
Gebiet des Arbeitsschutzes und der Sicherheits­
technik (ASiV) vom 15. Dezember 1987 (GVBI S. 467. 
BayRS 805-2-A) wird wie folgt berichtigt: 

In der Anlage bei lfd. Nr. 

- 6.4.2.3 muß es statt "GAA" richtig "KVB" 
- 6.4.2.6. muß es statt "KVB" richtig "Reg" 
- 6.4.2.7 muß es statt "Reg" richtig "KVB" 
- 6.4.2.8 muß es statt "KVB" richtig "GAA" 
heißen. 
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